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In der Strafsache gegen  

 

 

- 523 KLs 24/14 - 

 

nehme ich Bezug auf die Nachfrage vom 7. Juli 2015,  

 

ob die Kopien ausschließlich in Papierform hergestellt wurden.  

 

Dazu nehme ich wie folgt Stellung: 

 

Der Vervielfältigungsvorgang mit einem zeitgemäßen Gerät – in unserer Kanzlei haben wir der-

zeit noch einen etwa 1 Jahr alten Canon iR ADV C2025i (http://tinyurl.com/parwodr) – erfolgt in 

mehreren getrennten Arbeitsabschnitten. Die modernen Multifunktionsgeräte verfügen jeweils 

über eine Duplex-Scaneinheit, die in einem ersten Arbeitsgang das zu vervielfältigende Dokument 

„einscannt“ und zunächst nur (auf einer internen Festplatte) zwischenspeichert. An dieser Stelle 

bereits liegt eine Kopie in digitaler Form vor. 

 

Die weitere Bearbeitung entscheidet der Bediener des Geräts, und zwar wahlweise vor, während 

oder nach dem Scanvorgang. Das Gerät ist imstande, den zwischengespeicherten „Scan“ sodann 

an verschiedene Ziele zu senden: An eine eMail-Adresse, an einen FTP-Server, an einen freige-
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gebenen Ordner im Netzwerk, via interner ISDN-Karte als Fax an einen Empfänger. Oder eben 

an die im Gerät integrierte Druckereinheit.  

 

Wenn diese Kopierer für die Anfertigung der zur sachgemäßen Bearbeitung der Rechtssache not-

wendigen Kopien eingesetzt wird, ist die Dokumentenpauschale nach Nr. 7000 Nr. 1 VV RVG zu 

erstatten, und zwar unabhängig davon, welche (und wieviele) der verschiedenen Techniken zum 

Einsatz gekommen ist. Entscheidend ist schlußendlich im vorliegenden Fall: Die (Gerichts-) Ak-

ten wurden von mir oben auf das Gerät gelegt und dann der Kopierbefehl erteilt. Das hatte zur 

Folge, daß die Akten erst eingescannt und in der Folge auf Papier ausgedruckt wurden, d.h. die 

mir überlassenen Akten wurden reproduziert und anschließend auf einem körperlichen Gegen-

stand – hier: Papier – vervielfältigt; mit diesen Vervielfältigungen habe ich die Verteidigung vor-

bereitet.  

 

Selbst wenn diesem Scanvorgang (wie oben beschrieben) nicht sofort und unmittelbar das Aus-

drucken auf Papier folgt, bleibt es eine Vervielfältigung im Sinne der Nr. 7000 Nr. 1 VV RVG. 

Der Zeitraum zwischen Fertigstellung des Scans und dem Ausdruck kann für das Entstehen des 

Erstattungsanspruchs keinen Einfluß haben. 

 

Im Übrigen hat der Rechtsgedanke der früheren Rechtsprechung nach wie vor Geltung, nämlich 

daß unter „Kopie“ auch eine „digitale Kopie“ – um nichts anderes handelt es sich bei einem ein-

gescannten Dokument – zu verstehen ist. Dem steht die Gesetzesbegründung (BT-Drucks. 

17_11471, S. 284 iVm. S. 156) nur scheinbar entgegen. Diese Problematik war bereits Gegen-

stand der 68. Tagung der Gebührenreferenten der RAK am 29.03.2014 auf der beschlossen wur-

de, „daß unter Kopien i.S.v. Nr. 7000 VV RVG auch in Zukunft eingescannte Dokumente zu ver-

stehen sind“. Der bei der Sitzung anwesende Referatsleiter des Bundesministeriums der Justiz und 

für Verbraucherschutz, der auch für das Gesetzgebungsverfahren zum 2. KostRMoG zuständig 

war, war mit dem gefassten Beschluss einverstanden.“ (zitiert nach Elberling/Schaar StraFo 

2014, 195, 197 Fn. 16).  

 

Alles andere wäre auch unsinnig. Denn dann bestünde für die Verteidiger nur noch die Möglich-

keit, von den Gerichtsakten erst ausschließlich einen Kopiesatz in Papierform anzufertigen und 

die digitale Kopie sofort zu löschen, um damit zu verhindern, daß der entstandene Erstattungsan-

spruch wieder untergeht, nur weil sich an beliebiger Stelle des Netzwerks (z.B. auch im Scanner) 

noch eine digitale Kopie befindet.  
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Wenn der Verteidiger im Anschluß daran die angefertigten Kopien wieder einscannt, stellt sich 

die Frage nach dem Fortbestand des Erstattungsanspruchs: Bleibt dieser bestehen – dann kann die 

Reihenfolge (erst Papierkopie, dann Sann; oder erst Scan, dann Ausdruck) nicht entscheidend 

sein. Ginge er unter, bedeutete dies ein faktisches Verbot, selbst hergestellten Kopien zu digitali-

sieren.  

 

 

Zusammenfassend und die Frage des Gerichts beantwortend:  

 

Ich kann nicht wie verlangt zusichern, daß bei der Herstellung der Kopien auf in Papierform kei-

ne digitale Kopien angefertigt wurden, weil ohne die vorherige Anfertigung von digitalen Kopien 

eine Herstellung von Kopien auf Papier technisch ausgeschlossen ist und nur dann möglich wäre, 

wenn man sie händisch abschriebe. Die Bitte des Gerichts um die Angabe, ob die Kopien aus-

schließlich in Papierform hergestellt wurden, ist für das Entstehen des Erstattungsanspruch ohne 

Belang. 

 

Carsten R. Hoenig 

Rechtsanwalt 




